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ts : Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 32 Marienwerder, den 11. Auguſt 1869. 
—— . . .. . —. ——.—. — — 


—e—ö — — —— 


Nr. 7467. das Statut für die Genoſſenſchaft zur Re⸗ 
gulirung der kleinen Elſter in den Kreiſen Luckau 
und Liebenwerda, vom 21. Juni 1869; 


Anhalt der Geſetz⸗ Sammlung. 
Das die, 50 ſte und 51ſte Stück der Geſetz⸗ 


Sammlung pro 1869 enthalt unter: Nr. 7468. das Privilegium wegen Ausgabe auf jeden 
Nr. 7457. das Statut der Genoſſenſchaft für die Me⸗ Inhaber lautender Obligationen zweiter Emiſſion 
lioration der Niederung oberhalb der Mühle zu über eine Anleihe der Stadt Burg, Regierungsbe⸗ 
Nyzin, Kreis Birnbaum, vom 28. Juni 1869; zirks Magdeburg, zum Betrage von 80,000 Thlrn., 
Nr. 7458. das Statut der Genoſſenſchaft für die Me- vom 21. Juni 1869; \ 
lioration der Niederung oberhalb der Mühle zu Nr. 7469. den Allerhöchſten Erlaß vom 21. Juni 1869, 
Lutom, Kreis Birnbaum, vom 28. Juni 1869; betreffend die Verleihung der ſiskaliſchen Vorrechte 
Nr. 7459. die Bekanntmachung, betreffend die Aller für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde⸗ 
höchſte Genehmigung der unter Firma: „Stolper Chauſſee von Ellrich, im Kreiſe Nordhauſen, Regierungs⸗ 
Stallbau⸗Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Stolp bezirk Erfurt, bis zur vormaligen Landesgrenze zum 
errichteten Aktiengeſellſchaft, vom 10. Juli 1869; Anſchluſſe an die von der Gräflich Stolbergſchen 
Nr. 7460. die Bekanntmachung, betreffend die Aller. Rentkammer in Wernigerode vom Jägerfleck bei Rothe⸗ 
höchſte Genehmigung der unter der Firma: „Han- fütte, Amts Hohnſtein, Provinz Hannover, über 
noverſche Bergwerks⸗Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze Sülzhain in der Richtung auf Ellrich zu erbauende 
zu Bochum errichteten Akliengeſellſchaft, vom 10. Chauſſee; 
Juli 1869; Nr. 7470. das Statut für den Verband zur Reguli⸗ 
Nr. 7461. die Bekanntmachung, betreffend die Aller⸗ rung des Reſſener Mühlenfließes unterhalb Syckadel, 
höchſte Genehmigung des von dem Mhein⸗Ruhr⸗ Kreiſes Lübben, vom 26. Juni 1869; 
Kanal⸗Aktienvereine zu Duisburg gefaßten Beſchluſſes Nr. 7471. den Allerhöchſten Erlaß vom 3. Juli 1869, 
wegen Abänderung des $. 25. des Geſellſchaftsſtatuts, betr. die Uebertragung der durch den Allerhöchſten 
vom 12. Juli 1869; Erlaß vom 21. April 1852 dem Aktienverein für die 
Nr. 7462. den Allerhöchſten Erlaß vom 29. Mai 1869, Peterswaldau⸗Steinkunzendorfer Chauſſee im Regie⸗ 
betreffend die Verleihung der ſiskaliſchen Vorrechte rungsbezirk Breslau verliehenen Rechte auf die 
an den Kreis Jerichow J., im Regierungsbezirk Dominica und Gemeinden Steinkunzendorf und 
Magdeburg, für den Bau und die Unterhaltung Peterswaldau; 
einer Kreis⸗Chauſſee von Zieſar über Poſt⸗Brücke, Nr. 7472. den Allerhöͤchſten Erlaß vom 16. Juli 1859, 
Glienicke, Puff⸗Mühle, Grüningen bis zur Kreis⸗ betreffend die landesherrliche Genehmigung zur An⸗ 
grenze in der Richtung auf die Stadt Brandenburg; lage des von der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahnge⸗ 
Nr. 7463. das Privilegium wegen Ausfertigung auf ſellſchaft auszuführenden, im Preußiſchen Staatsge⸗ 
den Inhaber lautender Kreis, Obligationen des biete belegenen Theiles einer Eiſenbahn von Aachen 
J. Jerichowſchen Kreiſes im Betrage von 22,000 über Gemmenich und Bleiberg nach Welkenrädt, der 
. vom 29. Mai 1869; Grenzſtation der Belgiſchen Staatsbahn bei Herbesthal. 
Nr. 7464. das Statut der Genoſſenſchaſt zur Meliora- Jer g 
tion des Thales am Maſſelbache im Kröbener Kreiſe, Verordnungen und Bekanntmachungen der 


vom 28. Juni 1860; einen >Schöchen, 

Nr. 7465. den Allerhöchſten Erlaß vom 7. Juli 1869, 1) Inſtruktion 
betreffend die Verleihung des Expropriationsrechts zu dem Geſetze vom 7. April 1869, Maaßregeln 
für die Zweigbahn von dem bei Neunkirchen bele⸗ gegen die Rinderpeſt betreffend. 
genen Bahnhoſe der Saarbrücker Eiſenbahn nach (Bundesgeſetbl. S. 105.) 
den Wilhelm Schächten der fiskaliſchen Steinlohlen⸗ Zu Ausführung von $. 8. des Geſetzes vom 7. April 
grube König⸗Wellesweiler; 1869, Maaßregeln gegen die Rinderpeſt betreffend, 


Nr. 1466. den Allerhöchſten Erlaß vom 14. Juli 1869, wird nachfolgende Juſtrultion erlaſſen, deren Beſtim⸗ 
betreffend die Erhebung der Hafenabgaben zu Huſum, mung iſt, den Behörden eine allgemeine Anlei⸗ 
im Regierungsbezirk Schleswig; tung zu geben, ohne die Nothwendigkeit der beſonderen 

Ausgegeben in Marienwerder den 12. Auguſt 1869. 
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Entſchließung über Einzelheiten und über die Ausdeh⸗ an der Rinderpeſt 
nung der Maaßregeln in jedem einzelnen Falle auszu⸗ zu behandeln ſind, 


ſchließen. Leitender Grundſatz ſoll ſein: den Zweck 


gefallenen Thieren (88. 27— 30.) 
muß geſorgt werden. 
Die entleerten Wagen und die Umladeſtellen ſind 


ohne unverhältnißmäßige anderweitige wirthſchaftliche zu desinfiziren. 


Opfer für die Bevölkerung zu erreichen. In der Re⸗ 
gel wird dies am Velten durch energiſche Maaßregeln 
erfolgen, welche die Seuche in kurzer Zeit tilgen, wenn 
auch die direkten Opfer ſcheinbar groß ſind. 


Erſter Abſchnitt. 
Maaßregeln bei dem Ausbruche der Rinderpeſt im 
Auslande. 


a) In der Entfernung. 

§. 1. Bei dem Auftreten der Rinderpeſt in 
entfernten Gegenden kommt es darauf an, ob die⸗ 
ſelben durch Eiſenbahnen oder durch Schifffahrt in 
ſolcher Verbindung mit dem Inlande ſtehen, daß Vieh⸗ 
transporte in verhältnißmäßig kurzer Zeit in das In⸗ 
land gelangen können. 

Iſt die von der Seuche ergriſſene Gegend durch 
Eiſenbabnen mit dem Inlande verbunden, ſo hat ſich 
das Einf uhrverbot auf alles Rindvieh aus dieſer 
Gegend ohne Ausnahme zu erſtrecken. 

§. 2. Das Einfuhrverbot hat ſich ferner 
zu erſtrecken: auf friſche, (auch gefrorene) Rindshäute, 
Hörner und Klauen, Fleiſch, Knochen, Talg, wenn 
letzteres nicht in Fäſſern, ungewaſchene Wolle, welche 
nicht in Säcken verpackt iſt, und Lumpen. 

8, 3. Die Einfuhr von Schaafen und Ziegen 
iſt ebenfalls zu verbieten. Schweine dürfen nur in 
Elagewagen eingeführt werden. 

8.4. Was von der Emfuhr geſagt iſt, gilt im 
Allgemeinen auch von der Durchfuhr. Doch kann 
ausnahmsweiſe die Durchfuhr durch das Bundes: 
gebiet Viehtransporten geſtattet werden, wenn von Ve⸗ 
terinärbeamten feitgeftellt ift, daß die Gegend, aus wel⸗ 
cher das Vieh kommt, ſeit drei Monaten und minde⸗ 
ſtens in einem Umkreiſe von drei Meilen ſeuchenfrei 
iſt und der Transport in vorſchriftsmäßigen Wagen 
erfolgt. | 

Die Durchfuhr hat in beſonderen Zügen unter 
polizeilicher Begleitung in denſelben Wagen ohne Um 
ladung zu geſchehen, auch darf unterwegs kein Stück 
ausgeladen werden. Sterben unterwegs einzelne Stücke, 
ſo bleiben ſolche unberührt im Wagen liegen, bis zum 
Ausgangspunkte des Transports, wo ſelbige unter Zu⸗ 
ziehung von Veterinärbeamten vorſchriftsmaßig ver⸗ 
nichtet werden müſſen, wenn nicht die Möglichkeit ge⸗ 
boten iſt, daß die Ausladung und Vernichtung unter⸗ 
wegs durch einen Sachverſtandigen ohne Geſahr ge⸗ 
ſchehen kann. 

Wird wegen Zerbrechens eines Wagens oder aus 
ähnlichen Gründen ein Umladen unvermeidlich, ſo iſt 
daſſelbe von der Eiſenbahnverwaltung unter amtlicher 
Aufſicht und unter den nöthigen Vorſichtsmaaßregeln 
zu bewirken. Für Ab'perrung des umzuladenden 
Viehes, für ſoſortige Verſcharrung der etwa vorhande⸗ 
nen Kadaver, welche letztere in jedem Falle gleich den 


Zum Tränken der Thiere unterwegs ſind eigene, 
von der Behörde geſtempelte Tränkeimer eamführen⸗ 
Das Füttern, ſobalt ſolches auf langen Transporten 


nothwendig wird, darf nur von den, den Transport 
begleitenden Perſonen beſorgt werden. 


Vieh, welches nach den Seeplätzen verſendet 
wird, iſt rückſichtlich des Transportes und aller in 
8. 4. erwähnten Maaßregeln dem Tranſitvieh gleich 
zu behandeln. 

§. 5. Für Schlachtvieh, ſoweit es zur Ver⸗ 
ſorgung des Inlandes nöthig iſt, kann ausnahmsweiſe 
auch die Einfuhr nach ſolchen Städten geſtattet wer⸗ 
den, in welchen öffentliche Schlachtſtätten vorhanden 
ſind, die durch Schienenſtränge mit der Eiſenbahn, auf 


welcher die Einfuhr ſtattfindet, in Verbludung ſtehen. 


Die Einfuhr muß für jeden beſonderen Fall von der 
Behörde genehmigt werden und hat unter Beobachtung 
der für jeden Fall beſonders zu erlaſſenden polizeilichen 
Vorſchriften zu erfolgen. 


b) In der Nähe. 


8. 6. Tritt die Seuche in Gegenden des Nach⸗ 
barlandes auf, welche nicht über fünf bis zehn 
Meilen von der Grenze entfernt ſind, dann iſt für 
die nach Umſtänden zu beſtimmende Grenzſtrecke das 
Einfuhrverbot unbedingt 

auf alle Arten von Vieh leinſchließlich der Pferde 
und des Federviehs), 

auf alle vom Rinde ſtammenden thieriſchen Theile 
in friſchem oder trockenem Zuſtande (mit Aus⸗ 
nahme von Butter, Milch und Käſe), 

auf Dünger, Rauchfutter, Stroh und andere Streu⸗ 
Materialien, gebrauchte Stallgeräthe, Geſchirre 
und Lederzeuge, 

auf unbcarbeitete (bez. keiner Fabrikwäſche unter⸗ 
worſene) Wolle, Haare und Borſten, 

auf gebrauchte Kleidungsſtücke für den Handel 

zu erſtrecken. 

Perſonen, deren Veſchäftigung eine Berührung 
mit Vieh mit ſich bringt, z. B. Fleſſcher, Viehhändler 
und deren Perſonal, dürfen die Grenze nur an be⸗ 
ſtimmten Orten übecſchreiten, und müfjen ſich dort einer 
Desinfektion unterwerfen. 

Nur in einzelnen dringenden Fällen können auch 
Ausnahmen für Schlachtvieh nach §. 5. eintreten. 

§. 7. Rückt die Seuche bis in die Grenzgegen⸗ 
den vor, oder gewinnt ſie längs der Grenze in einer 
noch vom kleinen Grenzverkehr berührten Entfernung 
an Ausdehnung, dann hat fur die betreffenden Grenze 
ſtrecken die vollſtändige Verkehrsſperre unter Bildung 
eines Kordons mit militairiſchen Kräften einzutreten, 
im benachbarten Inland treten aber die Vorſchriften 
des II. Abſchnitts in Kraft. 

Für den Durchgang der Poſten u. ſ. w. kommen 
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dann dieſelben Maaßregeln in Anwendung, wie bei herbeizuholen, um an Ort und Stelle die Krankheit 
einem abgeſperrten Orte im Inlande. ö zu konſtatiren. Behufs der hierzu erforderlichen Sek⸗ 

8.8. Wird in den vorſtehend behandelten Fäl⸗ tion iſt, in Ermangelung eines Kadavers, ein Thier 
len die angeordnete Sperre durchbrochen, ſo ſind die zu tödten. Das Ergebniß der Unterſuchung iſt pro⸗ 
der Sperre unterworfenen Thiere ſoweit möglich ſofort tokollariſch aufzunehmen. 
zu tödten und zu verſcharren, Menſchen und ſonſtige F. 14. Wird die Krankheit als Ninderpeſt er⸗ 
Gegenſtände auf kürzeſtem Wege wieder über die Grenze kannt, ſo iſt die Unterſuchung auch auf die Ermitte⸗ 
zurückzubringen, womöglich ohne Ortſchaften zu paſſiren. lung der Art ber Einſchleppung zu erſtrecken. 

Giftfangende Sachen find zu vernichten ober zu Im Uebrigen iſt dann ſofort zur weiteren An⸗ 

des infiziren. zeige an die vorgeſetzten Behörden und zu öffentlicher 

$. 9. In den bedrohten Grenzkreiſen find für Bekanntmachung zu ſchreiten, in welcher auf die An⸗ 
ſämmtliche Ortſchaften, welche innerhalb zwei Meilen zeigepflicht nach S. 4. des Geſetzes vom 7. April 1869 
von der Grenze entfernt liegen, folgende Konttole⸗ für die zunächſt liegenden Bezirke noch beſonders hin⸗ 
Maaßregeln einzuführen. zuweiſen iſt. ** 

Es iſt in jedem Orte ein Viehreviſor zu beſtellen, Vom Zeitpunkte dieſer Bekanntmachung an tre⸗ 
der ein genaues Regiſter über den vorhandenen Rind⸗ ten die in §§. 17. bis 19. angegebenen Verbote und 
viehbeftand aufnehmen und täglich den Ab: und Zu: Verpflichtungen, ein. 


gang, ſowie jede Veränderung in dem Viehſtande ſpeziell §. 15. Iſt nur ein dringender Verdacht der Rin⸗ 

verzeichnen muß. derpeſt zu konſtatiren, fo iſt eine vorläufige Sperre 
Die Viehregiſter ſind mindeſtens einmal wöchent⸗des Gehöftes (vergl. 8.20.) auf fo lange anzuord⸗ 

lich von den vorgeſetzten Organen zu revidiren. nen, bis die Krankheit durch weitere Erkrankungen und 
Bei vorkommenden Krankheits- oder Todesfällen beziehentlich Sektionen unzweifelhaft feſtgeſtellt iſt. 

im WM iſt ſofort Anzeige zu machen. | In zweifelhaften Fällen iſt ein höherer Thier⸗ 
8. 10 


8. 10. Vorſtehende in 88. 1. bis 9. enthaltene arzt zuzuziehen. 

Vorſchriften ſind unter den durch die Umſtände gebo⸗ $. 16. Anwendung, Verkauf und Anempfehlung 
tenen Abänderungen auch dann in Anwendung zu von Vorbauungs⸗ und Heilmitteln bei der Rinderpeſt 
bringen, wenn die Gefahr einer Einſchleppung der ſind bei Strafe zu verbieten. Zu den Vorbauungs⸗ 
je 5 1 Aa e e Kant mitteln 55 e nicht zu rechnen. 

Sind unter dem an Bord eine biffes befind⸗ 8. 17. Nach Ausbruch der Rinderpeſt iſt in ei⸗ 
lichen Rindvieh unterwegs verdächtige Erkrankungs⸗ nem nach Maaßgabe der Umſtände = zu Der 
oder Todesfälle vorgekommen, dann ſind von der ſtimmenden Umkreiſe, welcher nicht unter drei Meilen 
Sanitätsbehörde des Hafenplatzes die erforderlichen Entfernung vom Seuchenorte bemeſſen werden darf, 
Vorkehrungen zu treffen. die Abhaltung von Viehmärkten, nach Befinden auch 

Zweiter Abſchuitt. von anderen Märkten, und ſonſtige Veranlaſſungen zu 

Maaßregeln beim Ausbruche der Rinderpeſt im Inlande. ee e 175 7 a 1 

eee een 2s ein du unterſagen. a er Handel mit Rindvieh und nach 

der a verdächtiger 1 Aber Todes. Bafinben ſeloſt von Schaafen und Schweinen und der 

fall an Rindvieh vorkommt, oder in einem Orte in. Transport derſelben, ſowie von Rauchſutt , Streu⸗ 

nerhalb 8 Tagen zwei Erkrankungs⸗ oder Todesfälle materialien und Dünger ohne beſondere Erlaubniß⸗ 

unter verdächtigen Erſcheinungen ſich in Einem Vieh- scheine. Das nötbige Vieh zun Fleiſchtonſum darf 

beſtande ereignen, tritt die in §. 4. des Geſetzes e und ac 115 e nr 
7. April 1869 ausgeſprochene Anzeigepflicht ein. . 2 

. Der F. 4. olige Karte a N | 8. 18. Im Seuchenorte hat das Schlachten 

§. 4. ever, der zuverläſſige Kunde davon erlangt, daß Rur nach Anordnung der Polizeibehörde und unter 

ein Stück Vieh an der Rinderpeſt krank oder gefallen iſt oder Aufſicht von Sachverſtändigen nach Maaßgabe des Be⸗ 

daß auch nur der Verdacht einer ſolchen Krankheit vorliegt, bat darfes ſtattzufinden. 


ohne Verzug der Ortspolizeibrhörde Anzeige davon zu erſtallen. g. 19. Im Seuchenorte erſtreckt ſich die Anzeige⸗ 
Die Un 1a ſchleunigſter Anzeige bat für den Viebbeſitzer „eat auf jede ER nr 3 ; ; ls 
ſelbſt, int en Schafen a läßt, jetenſalls pflicht auf jeden Erkrankungsfall von Rindvieh und 
den Verluſt des Auſpruches auf Entſchädigung für die ihm ge- Wiederkäuern. RE 
ſallenen oder getöteten Thiere zur Folge. ! F. 20. Das Gehöſte, in welchem die Rinderpeſt 
FS. 12. Der Veſitzer darf dann die kranken Thiere ausgebrochen ift, wird zunachſt durch Wächter abge⸗ 
nicht schlachten oder loͤdten, etwa geſtorbene Thiere ſperrt, welche weder das Gehöfte betreten und mit 
aber nicht verſcharren oder ſonſt beſeitigen, ehe die deſſen Einwohnern verkehren, noch den Ein⸗ und 
Natur der Krankheit feſtgeſtellt iſt. Bis dahin ſind Austritt von Perſonen (außer den beſonders dazu legi⸗ 
todte Thiere ſo aufzubewahren, daß das Hinzukommen timirten), lebenden und todten Thieren oder Sachen 
von Thieren oder Menſchen abgehalten wird. aller Art dulden durfen. 
§. 13. Auf die erhaltene Anzeige iſt von den Die Ermächtigung zum Eintriet kann nur den 
Ortspolizeibehörden ſofort der kompetente Thierarzt mit der Tilgung der Seuche ſelbſt beſchäfrigten Per⸗ 
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ſonen, ſowie Geiſtlichen, Gerichtsperſonen, Aerzten oder 
Hebeammen Behufs Ausübung ihrer Berufsgeſchäfte 
ertheilt werden und iſt für deren formelle Legitimation 
zu ſorgen. Beim Wiederaustritt hat eine Desinfektion 
derſelben ſtattzufinden. Am Eingange und rund um 
das Gehöft ſind Tafeln mit der Inſchrift „Rinderpeſt“ 
anzubringen. 

§. 21. Für den ganzen Ort, welchem das infi⸗ 
zirte Gehöfte angehört, tritt eine relative Ortsſperre 
ein, welche in Folgendem beſteht: 

Die Einwohner dürfen unter einander verkehren, 
aber den Ort ohne beſondere Genehmigung — welche 
in der Regel nur ſolchen Perſonen ertheilt werden 
ſoll, die keinen Verkehr mit Rindvieh haben — nicht 
verlaſſen. 

Alles Vieh muß im Stalle behalten, Hunde und 
Katzen eingeſperrt werden. Frei umherlaufende Schweine 
und Federvieh werden eingefangen und geſchlachtet, 
Hunde und Katzen getöbtet und verſcharrt. Fuhren 
dürfen nur mit Pferden gemacht werden. 

Für alles Vieh, Heu, Stroh und andere giftfan⸗ 
gende Sachen iſt die Ein⸗, Aus⸗ und Durchfuhr zu 
verbieten. 

An allen Ein: und Ausgängen des Ortes find 
Tafeln mit der Auſſchrift „Rinderpeſt“ aufzuſtellen, 
und Wächter, welche die Beobachtung vorſtehender Ver⸗ 
bote zu überwachen haben. 

F. 22. Für jeden Ort, wenigſtens für jeden 
irgend größeren Ort iſt für die Dauer der Seuche ein 
Ortscommiſſar (welchem nach Befinden noch beſondere 
Auffeher beizugeben find) zu beſtellen, an welchen dann 
die im §. 19. vorgeſchriebenen Anzeigen zu richten ſind 
und welcher die Ausführung der nöthigen Maaßregeln 
zu überwachen hat. 

Wenn einmal der Ausbruch der Seuche an einem 
Orte konſtatirt iſt, ſo iſt die fernere Konſtatirung neuer 
e ($. 13.) den Ortskommiſſaren zu über: 
aſſen. - 

$. 23. Ergreift die Krankheit einen großeren 
Theil der Gehöfte des Ortes, dann kaun durch die hö⸗ 
heren Behörden die abſolute Ortsſperre verſügt 
werden. 

Der Ort wird dann vollſtändig durch Wachen 
(in dieſem Falle militairiſche) cernirt und gegen jede 
Art des Verkehrs — mit Ausnahme legitimirter Per⸗ 
ſonen und unumgänglicher Bedürfniſſe für die Orts⸗ 
einwohner unter beſonders anzuordnenden Vorfichts⸗ 
maaßregeln — geſperrt. 


Der Verkehr der Bewohner unter einander iſt 
ebenfalls auf das Unvermeidliche zu reduziren. Gottes: 
dienſt, Schule und andere Verſammlungen (vergl. $. 17.) 
konnen nicht abgehalten werden, die Schänken und Gaſt⸗ 
höfe werden geſchloſſen. a i 

Die durch den Ort führenden Straßen ſind einſt⸗ 
weilen zu verlegen. Liegt der Ort an einer Eiſen⸗ 


dig abgeſperrt und der Verkehr der Eiſenbahnſtation 
mit anderen Orten ohne Berührung des Seuchenortes 
unterhalten werden kann. 

§. 24. Je nach der Größe und Vavart des von 
der Seuche betroffenen Ortes kann die relative und die 
abſolute Ortsſperre auch auf einzelne Ortslheile be⸗ 
ſchränkt werden, ſowie andererſeits einzelne Häuſer und 
Gehöfte benachbarter Orte nöthigenſalls mit in die 
Sperre einzuſchließen ſind. 

3. 25. In Reſidenz⸗ und Handelsſtädten und 


ſonſtigen Städlen mit lebhaftem Verkehr bleibt ſtets 


die Sperre auf einzelne Grundſtücke, beziehungsweiſe 
Ortstheile, beſchränkt. Relative und abſolute Sperre 
des Ortes kommen nicht in Anwendung. Dagegen iſt 
auf ſchleunige Tilgung der Seuche durch ſchnelle Töd⸗ 
tung des geſammten Viehſtandes der zunächſt ergriffe⸗ 
nen Gehöfte und ſchleunige Desinfektion Bedacht zu 
nehmen. 

F. 26. Alles an die Rinderpeſt erkrankte oder 
derſelben verdächtige Vieh iſt ſofort zu tödten. Wird 
dadurch der Viehbeſtand eines Gehöftes bis auf einen 
verhältnißmäßig kleinen Reſt abſorbirt, jo, iſt auch lep- 
terer zu töͤdten. 

Auf Ermächtigung der höheren Behörde kaun 
auch zu ſchnellerer Tilgung der Seuche geſundes Vieh, 
ohne daß die obige Vorausſetzung eingetreten iſt, ge⸗ 
tödtet und dieſe Maaßregel auf nachweislich noch nicht 
8098555 Gehöfte ausgedehnt werden (vergl. namentlich 
§. 25. 

F. 27. Die getödteten Thiere find zu verſcharren. 
Zu dieſem Behufe find geeignete Plätze, möglichſt ent: 
fernt von Wegen und Gehöften, an ſolchen Stellen zu 
benutzen, wohin kein Rindvieh zu kommen pflegt. So 
weit möglich find wüſte und gar nicht oder wenig an 
gebaute Stellen zu wählen. Die Gruben ſind 6 bis 
3 Fuß tief zu machen. 

§. 28. Tödten und Verſcharren erfolgt ſoweit 
möglich durch die Einwohner des inſizirten Gehöftes 
oder durch ſolche Perſonen aus dem Orte, welche ſelbſt 
kein Vieh haben und nicht mit Vieh in Berührung 
kommen. 

Perſonen aus anderen Orten, auch außerhalb 
des Ortes wohnende Abdecker dürfen wicht dazu ver⸗ 
wendet werden. 

F. 29. Die Stelle, an der die Viehſtücke getöd⸗ 
tet werden ſollen, hat der Ortskommiſſar unter Zu⸗ 
ziehung des beſtellten Thierarztes unter Berückſichtigung 
der Vermeidung jeder Verſchleppungsgefahr zu beſtim⸗ 
men. Auswurffsſtoffe, welche das Thier wahrend des 
Transports entleert, find zu befeitigen und zu vergraben. 

Kadaver dürſen nur durch Pferde oder Menſchen 
auf Wagen, Schleiſen oder Schlitten, ohne daß einzelne 
Theile die Erde berühren, nach der Grube transpor⸗ 
firt werden. Die Transportmittel ſind, ſo lange noch 
weitere Transporte in Ausſicht ſtehen, ſorgfaltig ſe⸗ 


bahn, ſo darf kein Eiſenbahnzug daſelbſt halten, ſelbſt parirt aufzubewahren, dann aber zu vernichten. 


wenn der Ort ein Stationsort wäre; es ſei denn, daß 


der Bahnhof ſo gelegen iſt, daß er vom Orte vollſtän⸗ unterſagen. 


8. 30. Das Abledern der Kadaver iſt ſtreug zu 
Vor dem Verſcharren muß von den dazu 


—  — 
kehrs und Vorſichtsmaaßregeln für die Feldbeſtellung 
anzuordnen. 

F. 36. Bei der abſoluten Sperre iſt für Her⸗ 


beſtellten Perſonen die Haut an mehreren Stellen zer⸗ 
ſchnitten und unbrauchbar gemacht werden. Alle et⸗ 


waige Abfälle, Blut und mit Blut getränkte Erde u . ,% rre 
beiſchaffung der nothwendigſten Bedürfniſſe der Bes 


mit in die Grube zu werfen. Soweit möglich ſind die u dürfniſſe 
Kadaver vor dem Zuwerfen der Grube mit Kalk zu wohner: Lebensmittel, Brennmaterialien, Futter ꝛc. 


beſchütten. unter den nöthigen Vorſichtsmaaßregeln Sorge zu tragen. 
50 Sem e der Grube find Seen Dritter Abſchnitt. 
n Steinen oder Reiſig, wenn möglich, anzubringen. R 3 95 f = s 
Die Grube iſt bis zu wen: 15 5 minde⸗ Maaßregeln 3 Ne . 
ſtens aber drei Wochen hindurch mit Wachen zu be⸗ F. 37. Die Seuche gilt in einem Gehöfte oder 
ſetzen. 7 Orte für erloſchen, wenn entweder alles Nindvieh 
K. 31. Iſtt ein Stall, in welchem krankes oder gefallen oder getödtet UL, oder ſeit dem letzten Krank⸗ 
verdächtiges Vieh geſtanden hat, durch Töstung des heits⸗ oder Todesfalle drei Wochen verſtrichen ſind. 
Viehbeſtandes entleert, ſo iſt der etwa zurückbleibende 8 8. Mit der Desinfektion iſt nach Maaßgabe 
Dünger mit Desinfettions⸗Flüſſigkeit zu übergießen, der Umſtände ſofort zu beginnen, ſobald in einem Ge 
der Stall nach luftichtem Verſchluß aller Oeffnungen hoͤfte ein Stall vom Vieh entleert ist. 0 
ſtark mit Chlor zu räuchern und hierauf die Stallthüre 8, 39. Die Desinfektion darf nur auf amtliche 
zu ſchließen und zu verſiegeln. Alle Stallutenſilien Anordnung und nur unter ſachverſtändiger Aufſicht ge⸗ 
und was ſonſt bei den Thieren gebraucht worden iſt, ſchehen. 
verbleiben im Stalle und ſind beziehentlich vor deſſen F. 40. Die Desinfektion beginnt mit Oeffnung 
Verſchluß wieder hineinzubeingen. der nach F. 31. mit Chlor durchräucherten und ver: 
Die Wiedereröffnung des Stalles darf nicht vor ſchloſſenen Ställe und deren mehrtägiger Lüftung. 
Eintritt der eigentlichen Desinfektion ſtattfinden (vergl. Aller Dünger wird herausgeſchafft und an Orten, 
sg. 40. ff.) wo in den nächſten drei Monaten kein Rindvieh hin⸗ 
8. 32. Vorſtehende Vorſchriften über die Ge⸗ kommen kann, tief vergraben oder verbrannt. 2 
böfts und Ortsſperre erleiden dann die im Intereſſe Alles Mauerwerk wird abgekratzt (die Fugen ge⸗ 
der Wirthſchaft unbedingt nöthigen Modifikationen, reinigt) und dann friſch mit Kalk beworfen und abge⸗ 
wenn die Seuche zu einer Zeit auftritt, wo Feldar⸗ putzt. Holzwerk wird ebenfalls abgefegt, mit heißer 
beiten und Weidegang im Gange ſind. Dieſe Modi⸗ ſcharfer Lauge gewaſchen, nach einigen Tagen mit 
ſikationen ſind von der vorgeſetzten Behörde beſonders Chlorkalklöſung berpinſelt. 5 > 
feſtzuſtellen. Es find dabei folgende Geſichtspunkte Erd⸗, Sand⸗ und Tennen⸗(Lehmſchlag) Fußböden 
zu beachten. 1 la y j werden aufgeriſſen, die Erde einen Fuß tief ausgegra⸗ 
5. 33. Die Gehöftſperre (88. 15, und 20.) ben und Alles gleich dem Dünger behandelt. Pflaſter⸗ 
kaun auch dann nicht umgangen oder gemildert wer⸗ Fußböden gewöhnlicher Art, d. h. deren Steine in 
ben. Es iſt aber dann dahin zu ſtreben, daß ſobald Sand oder Erde geſetzt ſind, werden ebenfalls aufge: 
als möglich zu völliger Aeinerklärung des Gehöftes riſſen, die Erde einen Fuß tief ausgegraben und wie 
gelangt werde. (Vergl. 85. 25. und 26.) der Dünger behandelt. Die Steine können gereinigt 
Unauſſchieboare Feldarbeiten ſind entweder durch mit Chlorkalklöſung behandelt und, wenn fie vier Wo⸗ 
ſremde Hülfe oder durch die eigenen Leute des Gehöftes chen lang an der Luft gelegen haben, wieder benutzt 
unter den nöthigen Vorſichtsmaßregeln zu beſchaffen. werden. Fußböden von Holz werden nach Maaßgabe 
$. 37. Sind die Vorausſetzungen der Orisſperre ihrer Beſchaffenheit entweder verbrannt oder in ent⸗ 
gegeben, ſo tritt dann an deren Stelle die Sperre ſprechender Weiſe desinſizirt. Müſſen die Fußböden 
der ganzen Feldmart, d. h. die in 88. 21. und aufgeriſſen werden, ſo iſt die Erde ebenfalls wie vor⸗ 
23. ff. angeordneten Sperrmaaßregeln werden an die ſtehend auszugraben und zu behandeln. Feſie undurch⸗ 
Grenze der Feldmark verlegt. Die durch die Feldmark läſſige Pflaſter von Asphalt, Cement oder in Cement 
führenden Wege werden abgegraben. Für langs der geſetztem Pflaſter werden gereinigt und desinfizirt. 
Grenze binführende Wege wird das Betreten und der Alles bewegliche Holzwerk (Krippen, Raufen 
Transport von Vieh, Rauchfutter u. ſ. w. verboten. Gefäße und ſonſtige Utenſtlien, Stricke, wo möglich 
„Alle Ortseinwohner, welche noch krankheitsfreie auch die Scheidewände) wird verbrannt, Eiſenzeug 
ungeſperrte Gehöfte haben, können ihre Feldarbeiten ausgeglüht. 
mit eigenen Leuten und Geſpannen verrichten. Jauchebehälter und Stallſchleuſen werden analog 
Niündviehgeſpauue find dabei von der nachbar⸗ behandelt wie die Etallfußböden, oder, wenn ſie ges 
lichen Flurgrenze und von beziehungweiſe verbotenen mauert ſind, wie das Mauerwerk. \ 


Wegen ſoweit irgend thunlich fern zu halten. Zum Schluß wird der Stall nochmals mit Chlor 
. 35. Für die Umgebung des Seuchenortes durchrauchert und dann 14 Tage lang durchlüftet 
(§. 17.) iſt nöthigenſalls der Weidegang ebenfalls zu F. 41. Bei der Tesinfektion dürfen nur Seal 


unterſagen und für die unmittelbar angrenzenden (Su aus dem eige de deren iufizi Beh 
10 und ur ! Amit grenzenden Flu⸗ aus dem eigenen ocer aus anderen inftzirten Gehöften 
ren ſind die nöthigen Beſchränkungen des freien. Vers oder ſolche Perſonen verwendet werden, welche ſelbſt 


kein Vieh haben; dieſe Perſonen müſſen bis zu Been⸗ 
digung der Reinigung im Gehöfte bleiben. Zu den 
Fuhren ſind nur Pferdegeſpanne anzuwenden. 

Bei dem 
wie nach 88. 28. und 29. zu verfahren. Die Trans⸗ 
portgeräthe können ſtatt des Verbrennens auch einer 
ſorgfältigen Desinfektion, wie ſie für Holzwerk vor⸗ 
geſchrieben iſt, unterworfen werden. 

§. 42. Die Kleidungsstücke der mit den kranken 
und todten Thieren und der Reinigung und Desinfek⸗ 
tion beſchäftigt geweſenen Leute ſind entweder zu ver⸗ 
brennen, oder, ſoweit ſie waſchbar ſind, mit heißer 
Lauge 12 bis 24 Stunden ſtehen zu laſſen, dann mit 
Seife gründlich zu waſchen und an der Luft zu trocknen, 
ſoweit ſie nicht waſchbar ſind, 12 bis 24 Stunden 
lang mit Chlor zu räuchern oder trockener Hitze aus⸗ 
zuſetzen und dann 14 Tage zu lüften. 

Schuhwerk und Lederzeug muß ſorgfältig gerei⸗ 
nigt, mit Lauge oder ſchwacher Chlorkalklöſung ge⸗ 
waſchen und friſch gefettet, nochmals mit Chlor geräuchert 
und 14 Tage gelüftet werden. 

Die Perſonen ſelbſt haben die Kleider zu wechſeln 
und den Körper gründlich zu reinigen. 

§. 43. Alles Rauchfutter, welches nach der Art 
ſeiner Lagerung der Aufnahme von Anſteckungsſtoff 
verdächtig erſcheint, iſt ſogleich bei beginnender Desin⸗ 
fektion durch Verbrennung zu vernichten. 

§. 44. Auch der Mit von den Düngerſtätten 
iſt mit Pferdegeſchirr fortzuſchaffen und auf dem Felde 
ſogleich — wenn der Froſt dies hindern ſollte, ſo bald 
als möglich — unterzupflügen. 7 f 

So lange letzteres nicht geſchehen iſt, und vier 
Wochen nachher, darf kein Rindvieh dieſes Feld betreten. 

F. 45. Selbſt nach vollſtändiger Desinfektion 
eines Gehöftes oder Ortes und Beſeitigung der Sperre 
darf neuer Ankauf oder Verkauf von Vieh erſt nach 
einer von der Behörde zu beſtimmenden Friſt, welche 
nicht unter ſechs Wochen betragen darf, erfolgen. 

Weideplätze, welche von peſtkrankem oder peſt⸗ 
verdächtigem Vieh benutzt worden ſind, dürfen nicht 
vor Ablauf von mindeſtens zwei Monateu wieder be⸗ 
nutzt werden. 

8. 46. Die Abhaltung von Viehmärkten iſt nicht 
vor Ablauf von ſechs Wochen, nachdem der letzte Ort 
im Kreiſe oder Bezirke für ſeuchenfrei erklärt iſt, zu 
geſtatten. Daſſelbe gilt vom Handel mit Rindvieh. 

Vierter Abſchnitt. 
Desinfektion der Eiſenbahnwagen. 

8. 47. Der im $. 6. des Geſetzes vom 7. April 
1869 ausgeſprochenen Verpflichtungen der Eiſenbahn⸗ 
Verwaltungen zur Desinfektion der Viehtransportwagen 
kann auch, unbeſchadet der Verantwortlichkeit der zu⸗ 
nächſt geſetzlich verpflichteten Verwaltung, durch Der: 
ftändigung mehrever Verwaltungen unter einander über 
beſtimmte Stationen, an denen die Desinfektion vor⸗ 
zunehmen iſt, genügt werden. Jedenfalls ſind die 


Verwaltungen dafür haftbar, daß der Transport der 
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Transporte von Dünger und Erde ift 


'ontleerten Wagen bis zu dieſer Station unter Aufſicht 
und ſtrenger Vermeidung der Berührung mit Vieh er⸗ 
folge und vor erfolgter Desinfektion keine Wiederbe⸗ 
nutzung der Wagen ſtattfinde. 

§. 48. Wo die Ausladeſtation nicht zu fern von 
der Einfuhrgrenze liegt, iſt es zuläſſig, die Wagen 
unter Aufſicht leer ohne vorgängige Desinfektion wieder 
über die Grenze zurückgehen zu laſſen. 

§. 49. Die Wagen können auch, wenn der Ver⸗ 
ſender dies ausdrücklich wünſcht, demſelben an geeig⸗ 
neten Stationen zu eigener Beſorgung der Desinfektion, 
deren richtige Ausführung aber dann die Eiſenbahn⸗ 
Verwaltung zu überwachen hat, zur Verfügung geſtellt 
werden. 

§. 50. Die Eiſenbahnverwaltungen haben die 
nöthigen Anordnungen zu treffen, daß jeder zum Vieh⸗ 
transport benutzte Wagen, welcher noch nicht desin⸗ 
fizirt worden iſt, und ebenſo jeder desinfizirte 
Wagen, als beziehentlich noch nicht desinfizirt und 
desinfizirt äußerlich erkennbar bezeichnet werde. 

F. 51. Die Desinfektion der Wagen hat ſtets 
nach Veſeitigung des Strohes und Düngers mit einer 
gründlichen Reinigung von Fußboden und Wänden 
mittelſt Waſſer und ſtumpfer Beſen zu beginnen. 

Wo die Einrichtungen dazu vorhanden ſind, kann 
die weitere Desinfektion durch heiße Waſſerdämpfe oder 
heißes Waſſer und heiße alkaliſche Lauge (% Pfund 
Soda auf 100 Pfd. Waſſer) erfolgen. 

Wo dies nicht der Fall iſt, empfiehlt ſich Aus⸗ 
ſpülen und Ausſpritzen mit kaltem, im Winter warmem 
Waſſer, und ſodann ſorgfältiges Auspinſeln entweder 
mit Chlorkalklöſung, oder mit einem Gemiſche von 
Carbolſäure und Eiſenvitriol. Letzteres iſt ſo lange 
fortzufegen, als noch der Dung- und Thierdunſtgeruch 
am Wagen bemerkbar iſt. 

F. 52. Die Rampen ſind ebenſo zu reinigen, 
wie die Wagen. 

§. 53. Der entleerte Dünger ſammt Streu⸗ 
material iſt zu ſammeln und ſofort mittelſt Chlorkalk 
oder Eiſenvitriol zu desinfiziren. 

§. 54. Alle dieſe Arbeiten find durch Perſonen 
auszuführen, welche nicht mit Rindvieh zu thun haben. 

8. 55. Darüber, daß die Desinfektion der Eiſen⸗ 
bahnwagen gehörig ausgeführt werde, iſt durch die 
Behörde eine Aufſicht und Kontrole zu üben. 

Berlin, den 26. Mai 1869. 

Der Kanzler des Norddeutſchen Bundes. 

Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 

2) Da nach der amtlichen Anzeige des Königlich 
Preußiſchen General-Conſulats in Warſchau im dor⸗ 
tigen Gouvernement die Rinderpeſt ausgebrochen iſt, 
und dieſe Gegend durch Eiſenbahn mit dem Preußiſchen 
Staatsgebiet in Verbindung ſteht, ſo haben wir nach 
Vorſchrift der zur Ausführung des Geſetzes vom 7. 
April d. J. von dem Herrn Kanzler des Norddeutſchen 


Bundes erlaſſenen Inſtruktion vom 20. Mai a. er. 


das Ein⸗ und Durchfuhrverbot für Nindvieh und Er⸗ 
zeugniſſe von demſelben angeordnet und die Landräthe 


der Grenzlreiſe mit der Durchführung dieſes Verbots 
beauftragt. 

Wir bringen dieſes zur Kenntniß des Publikums, 
nehmen Bezug auf die bezüglichen Beſtimmungen der 
vorſtehend abgedruckten Inſtruktion und machen darauf 
aufmerkſam, daß Zuwiderhandlungen gegen das er⸗ 
laſſene Einfuhrverbot nach §. 307. des Strafg.⸗Buches 
mit Geſängniß bis zu einem Jahr beſtraft werden. 

Marienwerder, den 10. Auguſt 1869. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


3) Polizei⸗ Verordnung. 

Wie amtlich feſtgeſtellt worden, iſt in den Ort⸗ 
ſchaften Groß und Klein Liebenau des Roſenberger 
Kreiſes die Rinderpeſt ausgebrochen. 

Es treten deshalb die hier vorweg abgedruckten 
Beſtimmungen der zur Ausführung des Geſetzes vom 
7. April d. J. erlaſſenen Inſtruktion des Herrn Bundes⸗ 
Kanzlers vom 26. Mai a. cr. in Anwendung. Im 
Anſchluß an dieſelbe verordnen wir auf Grund des 
F. 11. des Geſetzes über die Polizei⸗ Verwaltung vom 
11. März 1850 für den Umfang des Regierungs-Be⸗ 
zirks, daß Uebertretungen der gedachten Anordnungen, 
ſofern nicht die nach §. 307. des Strafgeſetz⸗Buches 
zu verhängende Strafe bis zu zwei Jahren Gefangniß 
einzutreten hat, mit einer Geldſtrafe bis zu 10 Thlr. 
zu beſtrafen ſind. | 

Auch machen wir auf die Anordnungen des §. 4. 
des oben genannten Geſetzes vom 7. April d. J., wo⸗ 
nach Jeder, der zuverläſſige Kunde davon erlangt, daß 
ein Stück Vieh an der Rinderpeſt krank oder gefallen 
iſt, oder daß auch nur der Verdacht einer ſolchen Krank⸗ 
heit vorliegt, verpflichtet iſt, ohne Verzug der Orts⸗ 
Polizeibehörde Anzeige davon zu machen, aufmerkſam 
und bemerken, daß die Nichtbefolgung dieſer Vorſchrift 
die vorſtehend angedrohte Geldſtrafe nach ſich zieht. 
Für den Viehbeſitzer ſelbſt hat jedoch die Unterlaſſung 
dieſer Anzeige außerdem jedenfalls den Verluſt des An⸗ 
ſpruchs auf Entſchädigung für die ihm gefallenen oder, 
getödteten Thiere nach dem angeführten F. des Geſetzes 
zur Folge. i | 

Marienwerder, den 10. Auguſt 1869. | 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 

A) Da in dem Kreiſe Roſenberg nach amtlichen 
Feſtſtellungen die Rinderpeſt ausgebrochen iſt, jo haben 
wir die Abhaltung von Jahre und Viehmärkten, die 
größere Anſammlung von Menſchen und Thieren aus 
anderen Veranlaſſungen, ſowie den Handel mit Rind⸗ 
vieh und den Transport von Rindvieh in den Kreiſen 
Roſenberg, Stuhm und Marienwerder diesſeits der 
Weichſel bis auf Weiteres unterſagt. 


Vieh zum Fleiſch⸗Conſum darf nur unter Aufſicht der“ 


Veterinair⸗Polizeibehörde gekauft und geſchlachtet werden. 
Marienwerder, den 10. Auguſt 1869. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


5) In den Ortſchaften Fürſtenwalde und 
Liewenberg im Kreiſe Ortelsburg 55 die Rinderpeſt 
ausgebrochen. — Wir bringen dies hierdurch zur 


| 


Das nöthige |. 


Kenntniß der Viehbefiger, damit dieſelben den Geſund⸗ 
heitszuftand ihres Rindviehs genau überwachen, und 
fordern dieſelben, ſo wie namentlich die Thierärzte, 
Abdecker und ſonſt Betheiligten auf, von den etwa 
bemerkten verdächtigen Erkrankungen ungeſäumt der 
Kreisbehörde Mittheilung zu machen, damit dieſelbe 
Anordnungen zur Verhütung der Weiterverbreitung 
der Krankheit treffe. 

20, den 5. Auguſt 1869. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 

6) Am 23. Auguſt, Morgens 4 Uhr, wird vom 
Pionier⸗Bataillon eine Pontonbrücke über die Nogat 
unterhalb der Robacher Fähre geſchlagen werden, und 
bis zum 30. Auguft ftehen bleiben. Die Brücke wird 
für Schifffahrtzeuge und Flöſſe nur von 3 bis 5 Uhr 
Nachmittags geöffnet werden. Iſt die Brücke nicht 
geöffnet, ſo müſſen Schiffe und Flöſſe oberhalb minde⸗ 
ſtens 1000, unterhalb mindeſtens 500 Schritt von 
derſelben entfernt beilegen. 5 

Die zu paſſirende Oeffnung der Brücke wird bei 
Tage mit 2 rothen Flaggen, bei Nacht durch 2 rothe 
Laternen markirt ſein. 0 

Bei dem Paſſiren der Brücke müſſen die Anord⸗ 
nungen des den Dienſt leitenden Ingenieur⸗Offiziers 
befolgt werden. 

Danzig, den 6. Auguſt 1869. 

Königl. Regierung. Abiheilung des Innern. 

7) Die Kreis⸗Thierarztſtelle des Kreiſes Olepko 
it erledigt. Qualificirte Bewerber werden au'gefordert, 
ſich innerhalb 6 Wochen unter Einreichung ihrer Be⸗ 
fähigungs⸗Zeugniſſe bei uns zu melden. 

Gumbinnen, den 2. Auguſt 1869. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 

8) Die Prüfung der Schulamtsbewerber im 
Königl. Seminar zu Berent betreffend. 

Zur Prüfung derjenigen Schulamtsbewerber, 
welche ein günſtigeres oder überhaupt ein Prüfungs⸗ 
zeugniß zu erwerben beabſichtigen, iſt ein Termin auf 
den 16. Oktober d. J. für die ſchriſtliche, und auf den 
18. und 19. Oktober d. J. für die mündliche Prüfung 
im Königl. Seminare zu Berent anberaumt. 

Diejenigen Schulamtsbewerber, welche an dieſer 
Prüfung Theil zu nehmen beabſichtigen, haben ſpäteſtens 
bis zum 1. Oktober d. J. bei dem Herrn Seminar⸗ 
Direktor Jordan in Berent unter Beifügung ſolgender 
Schriftſtücke ihre ſchriftliche Meldung einzureichen: 

1. eines von ihnen ſelbſt verfaßten und niedergeſchrie⸗ 
benen Lebenslaufs, 

2. eines Nachweiſes über ihre Vorbtreitung zum Schul⸗ 
amte, 

3. eines ärztlichen, zu dieſem Behufe nicht ſtempel⸗ 
pflichtigen Atteſtes über den Geſundheitszuſtand, 

worin der ſtattgefundenen Pockenimpfunz zu er⸗ 

wähnen iſt, 

eines Zeugniſſes des Pfarrers, in deſſen Kirchſpiel 

ſie ſich befinden, über die religiöſe und ſittliche Be⸗ 

ſähigung zum Schulamte, worin zugleich das Lebens⸗ 

alter mit Jahr und Tag der Geburt anzugeben iſt, 


4. 
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5. des Nachweiſes über das Perhältniß zur Militair⸗ Pfarrer der evangeliſchen Kirche zu Löbau von dem 
Dienſtpflicht. Gemeindekirchenrathe reſp. von dem Königl. Conſiſtortlum 

Solche Meldungen, welche nicht bis zu dem feſt⸗ berufen und von Letzterem beſtätigt worden. 
geſetzten Termine eingehen, werden überhaupt nicht Dem bisherigen Pfarradminiſtrator Johann Tetz⸗ 
angenommen. laff ift die erledigte Pfarrftelle an der latholiſchen 

Die perſönliche Meldung bei dem genannten Kirche zu Kaszezorek, Kreiſes Thorn, verliehen worden. 
Herrn Seminar⸗Direktor erfolgt am 15. Oktober d. J., Der Schulamts⸗Kandidat Max Engelhardt 
Nachmittags um 5 Ubr. iſt als wiſſenſchaftlicher Hilfslehrer an dem Gymnaſium 

Hinſichtlich derjenigen Schulanitsbewerber, welche in Thorn definitiv augeſtebt. 
ſich wiederholt zur Prüfung ſtellen, wird in Folge Die Kreisrichter Amort zu Löbau und Borchart 
höherer Beſtimmung noch ausdrücklich bemerkt, daß zu Tuchel ſind zu Kreisgerichts⸗Räthen ernannt worden. 
ihre Zulaſſung in der Regel nur dann erfolgen kann, Den Rechts⸗Anwalten und Notaren Dr. jur. 
wenn ſie früher noch nicht dreimal geprüft worden Hambrook zu Marienwerder und Hoffmann du 
ſind, da ſie in dieſem Falle von der Wiederholung der Thorn iſt der Karakter als Juſtiz⸗Rath verliehen worden. 
Prüfung und ſomit von der Anſtellung ausgeſchloſſen Der Appellationg: Berichts ⸗Reſerendarius Bach⸗ 
bleiben. Auch darf die Prüfung früheſtens nach einem mann zu Kulm iſt auf ſeinen Antrag aus dem De⸗ 
halben Jahre wiederholt werden. partement des Appellations⸗Gerichts Marienwerder 

Die Herren Schul⸗Juſpektoren veranlaſſen wir, entlaſſen worden. 
diejenigen Schulamtsbewerber ihrer Inſpektionskreiſe, Dem Appellations⸗Gerichts⸗Secretair Wind⸗ 
welche zur Ablegung der gedachten Prüfung berechtigt müller zu Marienwerder und dem Kreisgerichts⸗Se⸗ 
reſp. verpflichtet ſind, noch ausdrücklich zur Theilnahme kretair und Kanzlei⸗Direktor Szpakows ki zu Löbau 
an derſelben aufzufordern. iſt der Karakter als Kanzlei⸗Rath verliehen worden. 

Marienwerder, den 31. Juli 1869. Dem Kreisgerichts⸗Büreau⸗Aſſiſtenten Kap elke 
Königl. Regierung. Abtheil. für Kirchen⸗ u. Schulweſen. zu Thorn iſt der Titel als Kanzlei⸗Secretair verliehen. 

9) Zu Neuenburg i. Weitpr., Regierungs⸗Be⸗ Dem Büreau⸗Aſſiſtenten Eyff in Grandenz iſt 
zirk Marienwerder, wird zum 16. August d. J. eine die Entlaſſung aus dem Juſtizdienſte ertheilt worden. 
Telegraphen Station mit beſchränktem Tagesdienſte Der Hülfsbote Jäger it bei dem Kreisgericht 
(efr. §. 4. der Telegraphen⸗Ordnung) eröffnet werden. zu Strasburg als Bote und Executor definitiv ange⸗ 

Königsberg i. Pr., den 5. Auguſt 1869. ſtellt worden. 

Telegraphen⸗ Direction. 5 Der I e Kuſchy zu 1 iſt als 
EN 1 78 Schiedsmann für den I. Bezirk der Stadt Culm wie⸗ 
Perſonal⸗ Chronik. \dergewählt und beſtätigt worden. 

10) Die Verwaltung der Polizei⸗Anwaltſchaft Der Poſt⸗Expediteur Feyerabend in Camin 
innerhalb des Geſchäftskreiſes der Königl. Kreisgerichts⸗ i. Weſtpr. iſt geſtorben. Der Bureaudiener Salewski 
Commiſſion zu Dt. Eylau iſt dem jetzigen Bürgermeiſter in Schwetz iſt als Poſthausdiener nach Marienwerder 
Biermann zu Dt. Eylau übertragen worden. verſetzt. Der Bureaudiener Spikermann in Dt. 

Die Verwaltung der Polizeianwaltſchaft in den Crone iſt aus dem Poſtdienſte geſchieden. 
pam Gerichtstagsbezirk Leſſen gehörigen Ortſchaften iſt Erledigte Schuiſtelle. 

neugewählten ürgermeifter Wehel zu Leſſen über⸗ 14) Die Schullehrerſtelle zu Gr. Wittenberg 
tragen worden. wird zum I. October d. J. erledigt. Lehrer katholi⸗ 

Der Sekretair der Aelteſten der Kaufmannſchaft ſcher Confeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, 
zu Danzig, Hans Friedrich Juſtus Grieben, iſt zum haben ſich unter Einſendung ihrer Zeugniſſe bei dem 
Bürgermeifter der Stadt Culm gewählt und als ſolcher Königl. Schulinſpector, Herrn Official Habif ch zu Tt. 
beſtätigt warden. Krone, zu melden. j u 

Der ſeitherige Predigtamts⸗Kandidat und Rektor Die Befähigung, eine Orgel zu bedienen, iſt er⸗ 
in Kruglanken, Franz Herrmann Böhncke, iſt zum forderlich. 
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